 
Fall tunesische Fischer vor dem Europaparlament
Am 26.9. fanden in Straßburg eine Plenarsitzung vor dem Europäischen Parlament über Migrationspolitik und Grenzkontrollen und eine Pressekonferenz zur Situation der der sieben vor dem Gericht in Agrigento (Sizilien) angeklagten sieben tunesischen Fischer statt, die nach der Rettung von 44 Flüchtlingen wegen Beihilfe zur illegalen Einreise angeklagt sind

An der Anhörung, einberufen nach der Veröffentlichung eines Solidaritätsaufrufs mit den Fischern von 105 Europaparlamentarier, haben die Europarlamentarier Giusto Catania, Hélène Flautre, Pasqualina Napoletano und Claudio Fava, die Anwälte Leonardo Marino e Giacomo La Russa, die Vertreter der Tunesischen Föderation der Staatsbürgerschaft an beiden Ufern des Mittelmeers und des Sozialforums Tunesiens, Omeyya Sedikk und Ramzi Oueslati, Universitätsdozent aus Teboulba (Herkunftsort der tunesischen Fischer) und Abdeljelil Bedoui, die Vertreterin des Antirassistischen Netzwerks Sizilien (RAS), Germana Graceffo, die Sprecherin von Migreurop, Sara Prestianni und der Vertreter Tunesiens im Europäischen Parlament teilgenommen. 
In den Vorträgen wurde auf die Notwendigkeit einer genauen Analyse des Falls der tunesischen Fischer hingewiesen, die bei ihrer Ankunft in Lampedusa verhaftet wurden. Auch die internationale Öffentlichkeit muss über die wahren Hintergründe täglichen Katastrophen im Kanal von Sizilien informiert werden, da dort eine immer größere Zahl von Menschen den Tod findet. 
Nach diesen und weiteren ähnlichen Fällen in der Vergangenheit, vor allem dem des humanitären Schiffes Cap Anamur im Jahr 2004, drohen Fischern schwere rechtliche Konsequenzen, wenn sie MigrantInnen, die sich auf immer kleineren Booten auf Hoher See bewegen, aus Seenot retten.
Diese Abschreckungspolitik gegenüber MigrantInnen und denen, die sie retten, vertritt EU-Kommissar Frattini auch in seiner Rede vor dem Europäischen Parlament. Er schlägt erneut den dauerhaften Einsatz der FRONTEX-Operationen vor und kündigt eine weitere Erhöhung der Finanzierungen durch die europäischen Institutionen an. Damit sollen Einsätze unterstützt werden, die ausdrücklich die Zurückweisung in Ausgangshäfen wie Libyen vorsehen, einem Land, das die Menschenrechte nicht achtet und die Genfer Flüchtlingskonvention nicht unterzeichnet hat. 
Die Erklärungen, die Frattini am Vormittag vor dem Parlament abgegeben hat, sind lückenhaft und widersprüchlich. Das gilt vor allem für die Aussage über 400 Personen, die angeblich durch die FRONTEX-Operationen als Schlepper verhaftet werden konnten. 
Diese Aussage stellt eine echte Provokation Frattinis dar. Es ist weithin bekannt, dass die Boote der MigrantInnen in der letzten Zeit ohne Schlepper losfahren, da sich die Organisationen damit begnügen, die Boote mit Kompass und Satellitentelefon auszurüsten, um die MigrantInnen dann ihrem Schicksal zu überlassen.
Es sind genau diese „Operationen gegen die illegale Einwanderung“ unter dem Etikett des abgewirtschafteten bürokratischen Instruments FRONTEX und die Rückübernahmeabkommen, die eine immer größere Anzahl von Todesopfern fordern, da sich die Routen fortwährend ändern. Ein Beispiel hierfür ist die Route von Marokko nach Südspanien. Die Fahrten werden immer länger, was auch die neue Route Algerien-Sardinien bestätigt. Die Profite der Schlepper werden mit jedem Anziehen der politischen Schrauben der Politik der Festung Europa größer. 
Nach der Verhaftung der tunesischen Fischer in Lampedusa und trotz der im Prozess immer klarer werdenden Unschuld der Angeklagten – so haben andere Richter entschiede, die Fischer freizulassen - sind die Menschen auf beiden Seiten des Mittelmeers, von Teboulba und Biserta bis Monastir (Tunesien), von Mazara del Vallo bis nach Porto Palo di Capo Passero (Sizilien) sehr besorgt um ihre Zukunft. 
Für die Familien der Fischer, deren Boote nach der Rettung konfisziert wurden, fehlt jetzt jede ökonomische Absicherung. Es eröffnen sich immer mehr unsichere Faktoren, wie z.B. die Frage nach dem weiteren Verdienst und nach der Dauer des Prozesses. Auch wenn sie am Ende freigesprochen werden sollten handelt es sich doch um eine schwere Sanktionierung ihres Lebens.
Die gleiche Sorge wird auch von den sizilianischen Fischern geteilt. Die Militarisierung des Mittelmeers in internationalen Gewässern durch die Präsenz von militärischen Einheiten verschiedener Länder, unter ihnen auch Tunesien und Libyen, bringen diejenigen in Gefahr, die sich mühsam vom Fischfang ernähren müssen. 
Der Fall der tunesischen Fischer, die am 8. August in Lampedusa verhaftet wurden, nachdem sie 44 Schiffbrüchigen das Leben gerettet hatten, ähnelt dem des deutschen humanitären Schiffes Cap Anamur, welches im Jahr2004 37 Schiffbrüchige im Kanal von Sizilien aufnahm. Damals wurden der Verantwortliche des Komitees Cap Anamur, der Kapitän und der erste Offizier verhaftet. 
Beide Fälle werden nun von der selben vorsitzenden Richterin vor dem Gericht in Agrigento verhandelt, in beiden Fällen sind MigrantInnen, die als Zeugen hätten aussagen können, abgeschoben worden, in beiden Fällen sollte und soll ein Exempel statuiert werden, soll ein Italien gezeigt werden, dass für illegale MigrantInnen nicht das Einfallstor Europas ist. In beiden Fällen sind die von den Behörden aufgearbeiteten Fakten mehr als widersprüchlich. 
Die politische Linie der kollektiven Zurückweisungen und der Auslagerung der Grenzkontrollen, erstmals auf dem Gipfel in Sheffield von den Innenministern Pisanu, Schily und Blunkett im Juli 2004 vorgetragen, ist auch heute noch die gleiche – dumm und ineffektiv die FRONTEX-Operationen vorantreibend und damit direkt verantwortlich für den Anstieg der Opfer der irregulären Migration und des Profits der Schlepper. 
Die UnterstützerInnen der gestrigen Anhörung und diejenigen, die daran teilgenommen haben, rufen die Europäischen Institutionen auf, gegenüber den Problemen allen MigrantInnen eine erhöhte Aufmerksamkeit an den Tag zu legen, seien es Asylsuchende oder Flüchtlinge aus ökonomischen Gründen. Man sollte nicht glauben, die Fluchtbewegungen der Menschen, die gezwungen sind, ihre Länder zu verlassen, mit Mauern, die im Meer errichtet werden, mit der Verweigerung des Asylrechts, mit der Kriminalisierung der Retter und mit dem Brechen von internationalen Rechten, einzudämmen. 
Der Kriminalisierung von Rettern auf See muss Einhalt geboten werden. Es bedarf endlich einer europäischen Politik, die fähig ist, die effektive Anerkennung des Recht auf Asyl sowie die Öffnung legaler Einwanderungsmöglichkeiten zu Arbeitszwecken einer Politik der kollektiven Zurückweisungen, Seeblockaden, Auslagerung der Grenzkontrollen und Haftzentren überzuordnen. 
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